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Weisungen 
über die Organisation der Korruptionsprävention und über Verhaltens-
pflichten der Angestellten im VBS 

vom 15. Oktober 2025 
 

 
Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS), 

gestützt auf Artikel 37 Absatz 2, 38 und 43 Absatz 4 des Regierungs- und Verwaltungsorgani-
sationsgesetzes vom 21. März 19971 (RVOG), auf Artikel 94d der Bundespersonalverordnung 
vom 3. Juli 20012 (BPV) sowie auf Ziffer 9 Absatz 2 des Verhaltenskodex vom 28. August 2024 
für das Personal der Bundesverwaltung, 

erlässt folgende Weisungen: 

Ziffer 1 Gegenstand und Geltungsbereich  

1 Diese Weisungen regeln die Organisation, die Zuständigkeiten und Aufgaben der Verwal-
tungseinheiten nach Anhang 1, Ziffer IV, der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsver-
ordnung vom 25. November 19983 (RVOV) zur Prävention und Bekämpfung von Korruption 
im VBS.  

2 Sie konkretisieren die Verhaltenspflichten der Angestellten des VBS betreffend die Annahme 
von geringfügigen und sozial üblichen Vorteilen, um bereits den Anschein von Interessenkon-
flikten und Interessenkonflikte zu vermeiden.  

1. Teil: Organisation der Korruptionsprävention im VBS  

Ziffer 2 Organisation  

1 Die Prävention und Bekämpfung von Korruption ist Aufgabe der Verwaltungseinheiten des 
VBS.  

2 Die Chefinnen und Chefs der Verwaltungseinheiten bezeichnen eine Fachstelle Korruption 
(Fachstelle) in ihrer Verwaltungseinheit. Für das Oberauditorat übernimmt das Generalsekre-
tariat des VBS (GS-VBS) die Funktion der Fachstelle, für die Gruppe Verteidigung der Com-
pliance Dienst des Armeestabes.  

3 Der Bereich Personal VBS bestimmt eine Fachstelle für die Korruptionsprävention auf Stufe 
Departement (Fachstelle Korruption VBS).  

Ziffer 3 Aufgaben der Fachstellen der Verwaltungseinheiten  

Die Fachstellen der Verwaltungseinheiten haben insbesondere folgende Aufgaben:  
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a. Sie unterstützen die Chefin oder den Chef ihrer Verwaltungseinheit bei der Umsetzung 
der Prävention und Bekämpfung von Korruption in ihrer Verwaltungseinheit;  

b. Sie beraten die Angestellten, insbesondere die Linienvorgesetzten, bei Fragen zur Kor-
ruptionsprävention;  

c. Sie sind die Anlaufstelle ihrer Verwaltungseinheit für Fragen betreffend Interessenkon-
flikte, insbesondere im Zusammenhang mit Entscheid- und Beschaffungsprozessen 
und Nebenbeschäftigungen, und sind bei Unsicherheiten oder Unklarheiten beizuzie-
hen; 

d. Sie koordinieren die Sensibilisierungs- und Ausbildungsmassnahmen für die Angestell-
ten ihrer Verwaltungseinheit zum Thema Korruptionsprävention;  

e. Sie erstellen für die Chefin oder den Chef ihrer Verwaltungseinheit und für die Fach-
stelle Korruption VBS einen Bericht über ihre Tätigkeiten während des vergangenen 
Kalenderjahres;  

f. Sie nehmen an der von der Fachstelle Korruption VBS einberufenen Fachsitzung teil.  

Ziffer 4 Aufgaben der Fachstelle Korruption VBS  

1 Die Fachstelle Korruption VBS hat folgende Aufgaben:  

a) Sie bestimmt mindestens eine Vertreterin oder einen Vertreter aus dem VBS zur Ein-
sitznahme in die Interdepartementale Arbeitsgruppe Korruptionsbekämpfung und ar-
beitet mit diesem Gremium zusammen;  

b) Sie arbeitet mit den Fachstellen der Verwaltungseinheiten zusammen und unterstützt 
diese; sie ist zentrale Anlaufstelle für die Fachstellen der Verwaltungseinheiten bei 
übergeordneten Fragen betreffend Interessenkonflikte, insbesondere im Zusammen-
hang mit Entscheid- und Beschaffungsprozessen und Nebenbeschäftigungen; 

c) Sie organisiert und leitet die Fachsitzung(-en);  

d) Sie bereitet Entscheide des Departements und Stellungnahmen zu Vorlagen im Be-
reich der Prävention und Bekämpfung von Korruption vor;  

e) Sie wirkt bei der Rechtsetzung im Bereich der Prävention und Bekämpfung von Kor-
ruption mit und verfasst entsprechende Stellungnahmen;  

f) Sie koordiniert Informationen und Ausbildungen der Fachstellen der Verwaltungsein-
heiten;  

g) Sie wertet die jährlichen Berichte der Fachstellen der Verwaltungseinheiten zuhanden 
der Generalsekretärin oder des Generalsekretärs VBS in Form eines zusammenfas-
senden Berichts aus und empfiehlt Massnahmen.  

2 Sie kann bei Bedarf einzelne Aufgaben an die Fachstellen der Verwaltungseinheiten delegie-
ren.  

Ziffer 5 Fachsitzung zur Prävention und Bekämpfung von Korruption  

1 An der Fachsitzung nehmen Vertreter der Fachstelle Korruption VBS sowie der Fachstellen 
der Verwaltungseinheiten teil.  

2 Die Fachsitzung dient der Koordination von Sensibilisierungs- und Ausbildungsmassnahmen 
im Bereich der Prävention und Bekämpfung von Korruption und dem gegenseitigen Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch.  

3 Die Fachsitzung findet mindestens einmal jährlich statt.  



    
 

3/7 

 
 

 

2. Teil: Konkretisierung der Verhaltenspflichten (Art. 94d BPV)  

Ziffer 6 Aufgaben der Linienvorgesetzten  

1 Die Prävention und Bekämpfung von Korruption im VBS gehört zu den Führungsaufgaben 
der Linienvorgesetzten der Verwaltungseinheiten und kann von den Linienvorgesetzten nicht 
delegiert werden.  

2 Zu den Aufgaben der Chefinnen und Chefs der Verwaltungseinheiten gehört zudem die all-
fällige Anordnung und die Umsetzung von Massnahmen, insbesondere betreffend Organisati-
onsstruktur, Sensibilisierung, Ausbildung und Beratung, zur Prävention und Bekämpfung von 
Korruption im VBS, aber auch die Förderung einer entsprechenden Führungs- und Organisa-
tionskultur.  

Ziffer 7 Verantwortung der Angestellten  

1 Die Angestellten des VBS erfüllen ihre Aufgaben, ohne ihre berufliche Position zum eigenen 
Vorteil oder zum Vorteil Dritter zu missbrauchen. Sie wahren in ihrer beruflichen Tätigkeit die 
Interessen des Bundes beziehungsweise ihres Arbeitgebers. Diese Interessen ergeben sich 
insbesondere aus dem Verhaltenskodex vom 28. August 2024 für das Personal der Bundes-
verwaltung.  

2 Die Angestellten des VBS vermeiden auf jeden Fall Interessenkonflikte oder deren blossen 
Anschein, insbesondere im Zusammenhang mit Entscheid- und Beschaffungsprozessen und 
Nebenbeschäftigungen. 

3 Die Angestellten des VBS befolgen ihre Meldepflichten, insbesondere betreffend Nebenbe-
schäftigungen, für die Festlegung und Ausrichtung von Leistungen des VBS gemäss Artikel 
62 Artikel der Verordnung vom 6. Dezember 20014 des EFD zur Bundespersonalverordnung 
(VBPV) und bei jeweils veränderten Umständen.  

Ziffer 8 Mitteilungen an die Eidgenössische Finanzkontrolle und andere Mel-
destellen  

1 Anzeigen und Meldungen gestützt auf Artikel 22a Bundespersonalgesetz vom 24. März 
20005 (BPG) an die Eidgenössische Finanzkontrolle können über die dafür eingerichtete Inter-
netseite www.whistleblowing.admin.ch erfolgen. Es sind auch anonyme Anzeigen und Mel-
dungen möglich.  

2 Die Verwaltungseinheiten dürfen keine eigenen Meldestellen einrichten. Meldungen an die 
Vorgesetzten und an die Strafverfolgungsbehörden bleiben gemäss Artikel 22a Absatz 1 BPG 
vorbehalten.  

Ziffer 9 Meldung von Geschenken und sonstigen Vorteilen im Rahmen des Ar-
beitsverhältnisses  

1 Geringfügige und sozial übliche Vorteile sind insbesondere Naturalgeschenke und sonstige 
Vorteile, deren jeweiliger Marktwert 200 Franken nicht übersteigt.  

2 Die Angestellten melden jedes Angebot zur Annahme und jede Annahme eines Geschenks 
oder eines sonstigen Vorteils im Marktwert von mehr als 100 Franken unverzüglich schriftlich 
ihrer direkt vorgesetzten Person. Die Meldung umfasst die Bezeichnung des Geschenks oder 
sonstigen Vorteils, den Namen und die Funktion des Gebers des Geschenks oder sonstigen 
Vorteils, den Marktwert, das Datum des Angebots oder der Annahme und den Zusammenhang 
mit dem Arbeitsverhältnis.  

 
 
4 SR 172.220.111.31 
5 SR 172.220.1 

http://www.whistleblowing.admin.ch/
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Ziffer 10 Annahme von Geschenken und sonstigen Vorteilen im Rahmen des 
Arbeitsverhältnisses  

1 Angestellte können Geschenke und sonstige Vorteile im Sinne von Ziffer 9 Absatz 1 im je-
weiligen maximalen Marktwert von 200 Franken annehmen. Angestellte lehnen jedoch jedes 
Angebot zur Annahme und jede Annahme eines Geschenks oder sonstigen Vorteils ab, wenn 
ein Anschein eines Interessenkonfliktes oder ein Interessenkonflikt vorliegt oder die Annahme 
des Geschenks oder des Vorteils ihre Unabhängigkeit oder Handlungsfähigkeit beeinträchti-
gen könnte.  

2 Angestellten, die an einem Entscheid- oder Beschaffungsprozess beteiligt sind, ist die An-
nahme auch von Geschenken und sonstigen Vorteilen im Sinne von Ziffer 9 Absatz 1 unter-
sagt, wenn:  

a. der Vorteil offeriert wird von:  

1. einer effektiven oder potenziellen Anbieterin oder einem effektiven oder potenziellen 
Anbieter,  

2. einer Person, die an einem Entscheidprozess beteiligt oder davon betroffen ist; oder  

b. ein Zusammenhang zwischen der Geschenk- oder Vorteilsgewährung und dem Beschaf-
fungs- oder Entscheidprozess nicht ausgeschlossen werden kann.  

3 Angestellte dürfen kein Bargeld und keine Checks annehmen. Die Annahme von Gutschei-
nen ist möglich, sofern damit nur Sachwerte oder Dienstleistungen, nicht aber Geld bezogen 
werden können.  

4 Pro Kalenderjahr darf der Gesamtbetrag der angenommenen Geschenke und sonstigen Vor-
teile den dreifachen Marktwert gemäss Artikel 93 Absatz 1 BPV nicht überschreiten. Liegt ein 
Anschein eines Interessenkonfliktes oder ein Interessenkonflikt vor oder könnte die Annahme 
eines Geschenks oder sonstigen Vorteils die Unabhängigkeit oder Handlungsfähigkeit der an-
gestellten Person beeinträchtigen, untersagt die direkt vorgesetzte Person oder andere Linien-
vorgesetzte, unabhängig vom bisher erreichten Gesamtbetrag, die Annahme des Geschenks 
oder sonstigen Vorteils oder weiterer Geschenke oder weiterer Vorteile unverzüglich.  

Ziffer 11 Meldung von Einladungen im Rahmen des Arbeitsverhältnisses 

Die Angestellten melden jede Einladung im Sinne von Artikel 93a Absatz 1 BPV im Marktwert 
von mehr als 100 Franken und jede Einladung ins Ausland unverzüglich und vorgängig ihrer 
direkt vorgesetzten Person. Die schriftliche Meldung umfasst die Bezeichnung und den Ge-
genstand (Ort, Zeit, Thema, Rahmen etc. der Veranstaltung, zu der eingeladen wird) der Ein-
ladung, den Namen und die Funktion der einladenden Person, den Marktwert, das Datum der 
Einladung und den Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis. Das Einladungsschreiben ist 
der Meldung beizulegen.  

Ziffer 12 Annahme von Einladungen im Rahmen des Arbeitsverhältnisses  

1 Pro Kalenderjahr können Angestellte drei Einladungen im jeweiligen maximalen Marktwert 
von 200 Franken annehmen. Angestellte lehnen jedoch jede Einladung ab, wenn ein Anschein 
eines Interessenkonfliktes oder ein Interessenkonflikt vorliegt oder die Annahme der Einladung 
ihre Unabhängigkeit oder Handlungsfähigkeit beeinträchtigen könnte.  

2 Angestellten, die an einem Entscheid- oder Beschaffungsprozess beteiligt sind, ist die An-
nahme auch von Einladungen untersagt, wenn:  

a. die Einladung offeriert wird von:  

1. einer effektiven oder potenziellen Anbieterin oder einem effektiven oder potenziellen 
Anbieter,  

2. einer Person, die an einem Entscheidprozess beteiligt oder davon betroffen ist; oder  
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b. ein Zusammenhang zwischen der Einladung und dem Beschaffungs- oder Entscheidpro-
zess nicht ausgeschlossen werden kann.  

3 Liegt ein Anschein eines Interessenkonfliktes oder ein Interessenkonflikt vor oder könnte die 
Annahme einer Einladung die Unabhängigkeit oder Handlungsfähigkeit der angestellten Per-
son beeinträchtigen, untersagt die direkt vorgesetzte Person oder andere Linienvorgesetzte 
die Annahme der Einladung unverzüglich.  

4 Angestellte dürfen Einladungen nur annehmen, sofern die angestellte Person sämtliche damit 
verbundenen Reise-, und/oder Übernachtungskosten selbst trägt. Diese Kosten können nicht 
als Spesen geltend gemacht werden.  

5 Angestellte lehnen Einladungen ins Ausland ab, ausser es liegt eine vorgängige, schriftliche 
Bewilligung der Vorgesetzten vor.  

6 Angestellte dürfen Begleitpersonen nur mitnehmen, sofern die angestellte Person sämtliche 
dadurch entstandenen Kosten selbst trägt. Diese Kosten können nicht als Spesen geltend 
gemacht werden.  

7 Will eine angestellte Person zusätzliche Einladungen als gemäss Absatz 1 vorgesehen an-
nehmen oder beträgt der Marktwert einer Einladung mehr als 200 Franken, hat die angestellte 
Person einen schriftlichen Antrag auf Bewilligung bei ihrer vorgesetzten Person zu stellen. Die 
vorgesetzte Person prüft für die Bewilligungserteilung, ob ein Anschein eines Interessenkon-
fliktes oder ein Interessenkonflikt vorliegt oder ob die Annahme der Einladung die Unabhän-
gigkeit oder Handlungsfähigkeit der angestellten Person beeinträchtigen könnte. Stellt die vor-
gesetzte Person bei der Prüfung einen der vorgenannten Umstände fest, verweigert sie die 
Bewilligung schriftlich. Stellt sie keinen solchen Umstand fest, bewilligt sie die Annahme der 
Einladung ebenfalls schriftlich.  

Ziffer 13 Übernahme der Auslagen bei Einladungen in Erfüllung dienstlicher 
Aufgaben 

Dritte können Auslagen, die einer angestellten Person aufgrund ihres beruflichen Einsatzes 
(Dienstreise) nach Artikel 41 Absatz 1 VBPV entstehen, übernehmen, sofern die für die Bewil-
ligung des beruflichen Einsatzes zuständige Person die Übernahme der Auslagen durch Dritte 
ganz oder bis zu einem bestimmten Betrag schriftlich bewilligt hat.  

Ziffer 14 Zuständigkeit bei Direktunterstellten der Chefin VBS oder des Chefs 
VBS 

1 Direktunterstellte der Chefin VBS oder des Chefs VBS melden Geschenke und sonstige Vor-
teile im Sinne von Ziffer 9 und Einladungen im Sinne von Ziffer 11 der Generalsekretärin VBS 
oder dem Generalsekretär VBS schriftlich.  

2 Die Generalsekretärin VBS oder der Generalsekretär VBS ist zuständig für die schriftliche 
Ablehnung oder Erteilung der Bewilligung der Annahme von Einladungen im Sinne von Ziffer 
12 und 13. 

Ziffer 15 Annahme von Geschenken und Einladungen aus Höflichkeitsgründen  

1 Die Annahme von anderen als geringfügigen und sozial üblichen Geschenken und Einladun-
gen ist nur im Rahmen des (militär-)diplomatischen, konsularischen und nachrichtendienstli-
chen Verkehrs mit ausländischen Amts- und Regierungsstellen zulässig. Die Annahme solcher 
Geschenke und Einladungen von ausländischen Privatpersonen und Unternehmen ist verbo-
ten.  

2 Die Annahme von anderen als geringfügigen und sozial üblichen Geschenken und Einladun-
gen ist im Weiteren nur im Rahmen des offiziellen Verkehrs der Verwaltungseinheiten des VBS 
mit kantonalen oder kommunalen Amts- und Regierungsstellen zulässig. Die Annahme solcher 
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Geschenke und Einladungen von Privatpersonen und Unternehmen in der Schweiz ist verbo-
ten.  

3 Mit der Annahme eines solchen Geschenks wird es Eigentum des Bundes und es ist abzu-
liefern. Diese Geschenke dürfen Bundesangestellten weder während noch nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses weder entgeltlich noch unentgeltlich zu Eigentum überlassen werden.  

Ziffer 16 Geschenkablieferungsstellen  

1 Die Geschenkablieferungsstellen nach Artikel 93 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 2 Absätze 
3 und 4 BPV sind die Verwaltungseinheiten. Diese Funktion kann nicht an nachgeordnete Ver-
waltungseinheiten delegiert werden. Das GS-VBS ist für die Geschenke zuständig, welche die 
Chefin oder der Chef VBS erhält und welche die Angestellten des Oberauditorats erhalten.  

2 Diese Stellen inventarisieren die abgelieferten Geschenke und lagern sie zentral ein, oder 
stellen sie in Räumen des Bundes aus und erfassen den Ort des Gegenstandes in der Inven-
tarliste. Sie können abgelieferte Geschenke verwerten oder verschenken, wenn ein Image- 
oder ein Reputationsschaden für den Bund ausgeschlossen ist. Resultiert aus der Verwertung 
von Geschenken ein finanzieller Erlös, so fliesst dieser in die allgemeine Bundeskasse.  

3 Können Geschenke aufgrund eines allfälligen Image- oder Reputationsschadens weder ver-
wertet noch verschenkt werden, entscheiden die Geschenkablieferungsstellen über die wei-
tere Verwendung oder Vernichtung der Geschenke.  

4 Geschenke von kulturellem Interesse sind nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über die Museen und Sammlungen des Bundes vom 12. Juni 20096 (MSG) zu verwenden.  

Ziffer 17 Weisungen der Verwaltungseinheiten  

Weisungen gestützt auf Artikel 94d BPV der Verwaltungseinheiten mit strengeren Verhaltens-
pflichten bleiben vorbehalten.  

Ziffer 18 Schlussbestimmung  

1 Die Weisungen vom 30. Januar 2020 über die Organisation der Korruptionsprävention und 
über Verhaltenspflichten der Angestellten im VBS werden aufgehoben.  

2 Die vorliegenden Weisungen treten am 1. November 2025 in Kraft.  

 
 
Datum: 15. Oktober 2025 Eidgenössisches Departement für Verteidigung, 

Bevölkerungsschutz und Sport 
  
 

 
 Martin Pfister 

 
 
 
Geht an 
Direktunterstellte des Chefs VBS 
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z.K. an 
Mitglieder HRK VBS 
Personal VBS (zur Publikation im Intranet) 
 


